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Die Verhandlungen der Brüsseler Kommission mit den EU-Beitrittskandidaten kommen zur Zeit in die entscheidende Phase. Allen offiziellen politischen Bekundungen zum Prozess der EU-Erweiterung seitens der Mitgliedstaaten zum Trotz, bleibt eine verhaltene bis starke Skepsis der breiten Bevölkerung gegenüber Polen und den anderen EU-Anwärtern bestehen. Die laut Meinungsumfragen in Deutschland und Österreich starke Ablehnungshaltung gegenüber Polens EU-Beitritt gründet in vielfältigen Ängsten vor allem wirtschafts- und sozialpolitischer Art, etwa vor unkontrollierter Einwanderung, existenzbedrohender Konkurrenz, Abwanderung der Arbeitsplätze, Zunahme von Kriminalität, um hier nur einige zu nennen. Roland Freudenstein geht in seinem Beitrag diesen nicht selten widersprüchlichen Befürchtungen nach und bietet neben der Analyse zugleich einige Ansätze für eine konzertierte Aufklärungsstrategie.

Roland Freudenstein

Angst essen Seele auf

Die Deutschen und die Osterweiterung der Europäischen Union

Die Erweiterung der Europäischen Union nach Osten ist, nach der Währungsunion, das bisher größte und ambitionierteste Projekt in der Geschichte der europäischen Integration. Es wird das Gesicht der Union mindestens so nachhaltig verändern wie die gemeinsame Währung und uns noch Jahrzehnte beschäftigen. Dabei sind beide Millenniumsprojekte der Integration, in ihren Ursachen wie auch in ihren Folgen, Teile der globalen Umwälzungen, die nach dem Ende des Kalten Krieges und zusammen mit der beispiellosen wirtschaftlichen Vernetzung und den technologischen Fortschritten der neunziger Jahre des zwanzigsten Jahrhunderts die Geschichte in den letzten Jahren anscheinend so stark beschleunigt haben.

Wenn also in diesem Sinne die Osterweiterung der EU an sich nicht nur die logische Folge der Überwindung der Teilung Europas, sondern auch ein Teil der Globalisierung geworden ist, dann verwundert es kaum, dass die Ängste, die sich in Deutschland mit der Aufnahme neuer Mitglieder aus Mitteleuropa in die EU verbinden, im Grunde Ängste sind, die sich genauso gut auf das Phänomen der Globalisierung insgesamt beziehen könnten: vor Wohlstandsverlust, Instabilität, ja vor der radikalen Veränderung des status quo an sich. Und so wie Rainer Werner Fassbinder mit dem im Titel erwähnten Film aus den siebziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts ein Kernproblem der westdeutschen Wohlstandsgesellschaft auf den Punkt brachte, nämlich dass Angst Identitätsveränderungen zur Folge hat, so entscheidet sich für uns Deutsche der Jahrtausendwende an unserer Reaktion auf die Osterweiterung der EU auch ein gutes Stück unserer eigenen, zukünftigen Identität. Unserer Seele, wenn man so will.

Die Jahre 1999 und 2000 nehmen, im Hinblick auf die Debatte über den Beitritt neuer Länder zur EU, eine besondere Stellung ein: Nicht die Skepsis der öffentlichen Meinung in Deutschland und Österreich, die seit längerem bekannt ist, fällt dabei ins Auge, sondern die Entdeckung der öffentlichen Meinung und ihrer Ängste seitens der Eliten: Das ist das eigentlich Neue zur Jahrtausendwende. Dabei soll dieser Beitrag nicht nur Ängste benennen. Es wird außerdem darauf ankommen, auf sie alle eine Antwort zu skizzieren und zum Schluss die Techniken vorzuschlagen, wie diese Antworten an die Adressaten gebracht werden können.

Nicht alle der hier beschriebenen Befürchtungen können an Hand von Quellen belegt werden. Es fehlen noch umfassende und spezifische empirische Studien der mit der Osterweiterung verbundenen Ängste in der deutschen Bevölkerung. Dennoch lässt sich, durch eine Kombination aus Quellenstudium und persönlichen Gesprächen mit Experten, Politikern und Multiplikatoren, ein Gesamtbild zeichnen, das der Wirklichkeit recht nahe kommen dürfte.

Achtung! Die Polen kommen: Grenzöffnung und Osterweiterung

Die Befürchtungen, die im weitesten Sinne im Zusammenhang mit der offenen Grenze stehen, lassen sich grob in vier Bereiche aufteilen: Angst vor Konkurrenz auf den Arbeitsmärkten, vor Billigkonkurrenz bei Dienstleistungen, vor der Abwanderung von Arbeitsplätzen und vor einem Ansteigen der Kriminalität.

Zuwanderung

Die am leichtesten zu greifenden Ängste bei vielen Deutschen haben mit Migration zu tun, also der Bewegung von Bevölkerung aus den Beitrittsländern in die heutigen EU-Mitgliedsstaaten, die für die Zeit nach einem Beitritt (und bei Realisierung der Freizügigkeit für Arbeitskräfte) angenommen wird. Wegen seiner Einwohnerzahl von fast 40 Millionen, seines dynamischen Bevölkerungswachstums (die geburtenstärksten Jahrgänge kommen in den nächsten Jahren auf den Arbeitsmarkt) und seiner Nähe zu Deutschland steht Polen bei diesen Befürchtungen immer im Vordergrund. Generell werden zwei mögliche Wanderungsmotive genannt: die Einkommensunterschiede zwischen Deutschland und den Beitrittsländern sowie die angenommene Arbeitslosigkeit durch Transformationseffekte, besonders in Polen nach der Restrukturierung der Landwirtschaft. Beides sind klassische Migrationsmotive. Öffentlich einprägsam sind hier natürlich Rechnungen wie die des bayerischen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber: »Arbeitnehmer aus Osteuropa werden auf unseren Arbeitsmarkt drängen, weil sie dort ein Vielfaches verdienen können (Arbeitsstunde Westdeutschland [minus] Lohn- und Lohnzusatzkosten: 48 DM, Polen 5,50 DM, Bulgarien 1,40 DM)«
 oder auch bedeutungsschwangere Sätze wie der von Prof. Hans-Werner Sinn, dem Leiter des Münchener ifo-Instituts: »Nicht weniger als 105 Millionen Menschen warten auf den Beitritt.«
 Allerdings ist wichtig zu betonen: Nicht nur bei Konservativen, sondern auch bei Gewerkschaftern spielen Ängste vor Migration eine wichtige Rolle.

Genauere Berechnungen, wie diese Migration aussehen könnte, wenn Freizügigkeit in allen Berufssparten vom ersten Tag der Osterweiterung an (um einige oder alle Kandidaten, je nach Studie) der Fall wäre, wurden in den letzten Jahren von vielen Seiten angestellt: Das Berliner DIW geht von 340.000-680.000 Migranten pro Jahr aus den Ländern der Mitteleuropäischen Freihandelszone CEFTA (Polen, Tschechien, Ungarn, Slowenien, Slowakei) in die alten Mitgliedsländer aus, von denen die Mehrheit nach Deutschland kommt.
 Die EU-Kommission spricht von weit niedrigeren Raten, so dass nach ihren Berechnungen die polnische Wohnbevölkerung bei angenommener Freizügigkeit von 2003 an in Deutschland im Jahre 2015 800.000 Personen betragen würde.
 Das bereits zitierte Münchener ifo-Institut wiederum sieht insgesamt 4 Millionen Zuwandernde aus Osteuropa als die »Untergrenze«
. Die bei weitem rationalste Analyse zu diesem Thema enthält eine Studie der Friedrich Ebert Stiftung, die sich jeder quantitativen Schätzung enthält und stattdessen die entscheidenden Aussagen trifft, dass im Falle der EU-Osterweiterung Migrationsbewegungen sich in sehr engen Grenzen halten und nur bestimmte Branchen betreffen werden, dass Einwanderung mit Arbeitslosigkeit kausal nicht in Zusammenhang gebracht werden kann, dass, im Gegenteil, die bisherigen EU-Exporte und ihr zu erwartender Zuwachs nach der Osterweiterung in den alten Mitgliedsländern eher Arbeitsplätze sichern bzw. schaffen und dass — bei Annahme bestimmter Übergangsregelungen — die Migration mittelfristig nicht ins Gewicht fällt.
 Zu ganz ähnlichen Schlüssen kommt eine Studie im Auftrag der EU-Kommission.

Bezeichnend sind in diesem Zusammenhang die Erfahrungen bei der Süderweiterung der Europäischen Gemeinschaft um Griechenland, Spanien und Portugal in den achtziger Jahren: Auch diesen Ländern schlug massive Angst vor Arbeitskräftemigration entgegen — und nach dem jeweiligen Beitritt stellte sich heraus, dass nicht nur keine neuen Wanderungswellen einsetzten, sondern dass viele »Gastarbeiter« in ihre Heimatländer zurückkehrten, weil sich durch die politische und wirtschaftliche Stabilität im Zuge von deren EG-Mitgliedschaft die Lebensperspektiven der betroffenen Menschen schlagartig verbesserten. Die Entscheidung eines Europäers, in einem anderen Land zu arbeiten, hängt von vielen Faktoren ab, darunter nicht nur ökonomischen. Am wichtigsten ist dabei die Zukunftserwartung bezüglich der Situation im eigenen Land. Migrationspotenziale nur nach Einkommensdifferenzen zwischen Ländern zu berechnen ist schlichtweg Unsinn.

Aber selbst die Studien, die sich wesentlich an diesen Differenzen orientieren, haben die Schätzungen in den letzten Jahren immer stärker nach unten korrigiert.
 Gleichzeitig wächst die Einsicht, dass bestimmte Formen von Migration sogar nötig sind für die Zukunft unserer eigenen Ökonomien (das hat die green card-Diskussion deutlich gezeigt) und die Sicherung unserer Sozialversicherungssysteme (bei zunehmendem demographischem Druck). Besonders bedenklich sind hier Überlegungen wie die des ifo-Instituts, die angebliche Massenmigration aus den Beitrittsländern führe, wenn nicht zu Arbeitslosigkeit oder sinkenden Löhnen, dann doch auf jeden Fall zu einem »Abschreckungswettbewerb der Sozialsysteme«
; als ob sich arbeitslose Bauern aus Białystok kundig machen würden, ob die Gesundheitsvorsorge und das Rentensystem in Deutschland, Dänemark oder Portugal günstiger für sie ausfallen, bevor sie ihre Migrationsentscheidung treffen, und als ob dann die jeweiligen Regierungen schnell Sozialleistungen kürzen würden, damit der polnische Bauer nur ja ins Nachbarland zieht.

Vor allem aber wird immer häufiger gesehen, dass Arbeitslosigkeit und illegale Beschäftigung dieselbe Wurzel haben: unflexible Arbeitsmärkte, d.h. vor allem immer größere Schwierigkeiten für befristete Arbeitsverträge, aber auch Flächentarife, hohe Lohnnebenkosten, hohe Mindestlöhne und ähnliche Erscheinungen einer in ihr unsoziales Gegenteil verkehrten »Sozialen Marktwirtschaft«. Hier wird schon der Euro durch seinen Modernisierungszwang Abhilfe schaffen. Und die Perspektive einer wachsenden Konkurrenz durch hochmotivierte, gut ausgebildete Arbeitskräfte aus den Beitrittsländern verliert (zumindest für manche) so auch ihren Schrecken.

Konkurrenz für den Mittelstand

Neben den Arbeitnehmern und ihrer Interessenvertretung sind aber auch Unternehmer, besonders im Mittelstand, nicht von Befürchtungen frei: Im Baugewerbe, bei Speditionen und in vielen Dienstleistungsbetrieben der grenznahen Regionen geht heute die Angst vor der Billigkonkurrenz aus dem Osten um. Die diversen »Brötchenkriege« und »Gartenzwergschlachten« der neunziger Jahre haben unzweideutig die Probleme aufgezeigt. Auch hier werden Übergangszeiten gefordert, die sicher nicht ganz zu vermeiden sein werden, die aber auch in ihrer für Deutschland und Westeuropa modernitätsverhindernden Wirkung gesehen werden müssen.

Dabei muss immer betont werden, dass alle neuen Bundesländer heute, wie auch in naher Zukunft, zum »Fördergebiet Eins« im Sinne der EU-Strukturfonds zählen. Außerdem werden Städte wie Görlitz, Schwedt oder Frankfurt/Oder, im Prinzip die gesamte Grenzregion, das Hinterland hinzu gewinnen, das ihnen bisher fehlte. Das wird sich in solchen Sektoren wie der Umweltsanierung, in denen deutschen Unternehmen auf polnischer und tschechischer Seite keinerlei Konkurrenz gegenüber steht, eindeutig positiv bemerkbar machen. Und schließlich ist auch das von EU-Kommissar Verheugen in Aussicht gestellte Aktionsprogramm für die deutsche Grenzregion in Höhe von immerhin vier Milliarden Euro für Verkehrsinfrastruktur, Sprachausbildung und grenzüberschreitende Kooperation ein gewichtiges Argument.
 Insgesamt gesehen kann die Region an der heutigen Ostgrenze der Union nur profitieren durch eine Verlagerung von der Peripherie in eine Mittellage, in unmittelbarer Nähe zu einem dynamischen Wachstumsgebiet — was allerdings voraussetzt, dass Chancen erkannt und mit der nötigen Flexibilität dann auch realisiert werden.

Das angebliche Abwandern von Arbeitsplätzen

Passend zur Angst vor Billigkonkurrenz auf den hiesigen Arbeitsmärkten gibt es auch die Furcht vor der Verlagerung von Arbeitsplätzen: »Unternehmen werden verstärkt ihre Produktion in die Beitrittsländer verlagern wegen der niedrigen Arbeitskosten und der niedrigen Sozial- und Umweltstandards.«
 Dazu ist zunächst zu sagen, dass bisher nichts dergleichen passiert ist: Die entscheidende Triebfeder für ausländische Direktinvestitionen in den Beitrittsländern von 1990 bis 2000 ist die Nähe zu den Verbrauchermärkten, nicht die Perspektive eines »Rückexports« in die Fünfzehner-Union. In diesem Sinne sind also keine Arbeitsplätze verloren gegangen. Zwar könnte sich das in Zukunft ändern, z.B. nach der Osterweiterung. Aber auch dann kann das Argument gelten, das schon heute zur Rechtfertigung deutscher Direktinvestitionen in Ländern wie Brasilien, Südkorea oder Mexiko eingesetzt wird: Wenn dort Arbeitsplätze durch deutsches Kapital entstehen, dann als Instrument, um das Überleben von Unternehmen in Deutschland selbst — und damit auch aller oder wenigstens des Großteils seiner Arbeitsplätze — zu sichern. Wirtschaft ist eben kein Nullsummenspiel, und es besteht kein Anlass, dieses Prinzip im Falle der EU-Osterweiterung plötzlich über Bord zu werfen. Was nicht bedeutet, dass so manche Inflexibilität auf deutschen Arbeitsmärkten (z.B. bei befristeten Arbeitsverträgen und der Mitbestimmungsbürokratie) notwendigerweise negative Folgen für den »Standort Deutschland« hat, bei deutschen wie ausländischen Investoren. Ein wenig mehr an Flexibilität auf dem deutschen Arbeitsmarkt kann im globalisierten Wettbewerb kaum schaden — ganz unabhängig vom Faktor der Osterweiterung.

Kriminalität und illegale Migration

Dass die Polen von einer Vielzahl Deutscher heute vor allem mit Autodiebstählen assoziiert werden, lässt sich zwar statistisch oder an Hand von Politikerzitaten kaum belegen, aber induzieren: Sonst wären die Polenwitze eines Harald Schmidt aus den Jahren 1996/97 wohl kaum so erfolgreich gewesen bzw. hätten in der beliebten late-night-show gar nicht erst einen so prominenten Platz erhalten. Generell hat aber auch in der Politik die Diskussion um die Auswirkungen der Osterweiterung der EU auf die innere Sicherheit in den letzten Jahren stark zugenommen. Im Vordergrund stehen hierbei nicht so sehr die Bevölkerungen der Beitrittsländer selbst, sondern organisierte Kriminalität (Waffen, Rauschgift, Zollbetrug) und illegale Migration aus bzw. über deren östliche und südöstliche Nachbarländer.

Damit ist das Hauptproblem auch schon benannt: Wie lässt sich — nach dem Wegfall der Grenzkontrollen an der Oder — die zukünftige Ostgrenze des Schengen-Raumes genügend sichern? Die Diskussion zu diesem Thema, bis 1999 in der EU wie in den Beitrittsländern kaum existent, hat in den letzten beiden Jahren einen erheblichen Aufschwung erfahren.
 Was alles an Kooperation zwischen der EU, ihren Mitgliedsstaaten und sogar einzelnen deutschen Bundesländern einerseits und z.B. Polen andererseits bereits im Gange ist — das ist weiterhin kaum bekannt.
 Mehr öffentliche Information über die enge Zusammenarbeit von Innenministerien, Polizei und Geheimdiensten wäre nützlich, müsste aber natürlich sorgfältig gegen die möglichen negativen Konsequenzen bei der Verbrechensbekämpfung selbst abgewogen werden. Jedenfalls ist klar: Ganz unabhängig vom Zeitpunkt des Beitritts Polens und seiner Nachbarn — die gemeinsame Sicherung der künftigen EU-Außengrenzen ist schon heute im deutschen Interesse. Sie ist auch die einzig richtige Antwort auf die Zukunftsrisiken der illegalen Migration und der organisierten Kriminalität.

Zahlmeister Deutschland? Die Kosten

Manche sprechen von »Mehrkosten im EU-Haushalt von jährlich bis zu 100 Mrd. DM«, das bedeutete für Deutschland »beim gegenwärtigen Finanzierungssystem: Zusätzliche Ausgaben von etwa 30 Mrd. Mark jährlich«
. Aus solchen und ähnlichen Äußerungen der letzten Jahre sprechen zwei Ängste: dass die Osterweiterung vielleicht wünschenswert, aber im Moment »zu teuer« sei und dass Deutschland an diesen Kosten noch überproportional beteiligt werde.

Legt man den in Berlin 1999 beschlossenen EU-Finanzrahmen bis 2006 (für 21 Mitgliedsstaaten: 5 MOE-Staaten und Zypern) zu Grunde, dann kommt man für den Gesamtzeitraum auf 80 Milliarden Euro (Beitrittsvorbereitung plus Beitrittshilfen ab 2002).
 Selbst eine Ausweitung der Beitrittsgruppe auf drei weitere kleine Länder (Lettland, Litauen, Slowakei mit insgesamt ca. 12 Millionen Einwohnern, im Vergleich zu den ca. 65 Millionen der 5 MOE-Staaten der Luxemburg-Gruppe) hätte auf die Ausgaben keine strategische Auswirkung. Mehr als 100 Milliarden Euro dürfte der Prozess bis 2006 also kaum kosten — insgesamt, nicht jährlich. Jährlich und auf Deutschland gerechnet betragen die Kosten dann nur noch zwischen 3 und 4 Milliarden Euro
 — kein Pappenstiel, aber eine Summe, die für einen Staat wie die Bundesrepublik Deutschland durchaus aufzubringen ist, wenn man bedenkt, wie wichtig das Gesamtprojekt uns ist.

Zweitens aber ist zu berücksichtigen, dass die eingeplanten Netto-Transferleistungen der »Agenda 2000« in Berlin ja nur unter der Voraussetzung beschlossen werden konnten, dass gegenüber den bisherigen Projektionen erhebliche Einsparungen vorgenommen wurden, insbesondere bei den Strukturhilfen. Ob sich diese Einsparungen auch ohne die Perspektive des Beitritts mitteleuropäischer Nachbarn hätten realisieren lassen — das ist sehr fraglich.

Drittens schließlich können die Nettotransfers von West nach Ost sehr wohl gegen die zu erwartenden Wohlfahrtsgewinne (durch weiter erleichterten Handel, effizientere Ressourcenallokation und dynamische Wachstumseffekte) aufgerechnet werden. Diese Gewinne werden heute für die EU-Fünfzehn auf 0,1 bis 0,2 % des Bruttoinlandsprodukts der Union geschätzt. Die Nettotransfers kommen dagegen, je nach Studie, höchstens auf 0,13 % des EU-BIP.
 Ein Nettogewinn für die heutigen EU-Mitgliedsstaaten ist also durchaus wahrscheinlich.

Unter Berücksichtigung dieser drei wichtigen Gesichtspunkte kann allerdings die Frage aufkommen, wie verantwortlich Politiker handeln, die mit den anfangs genannten 30 Milliarden Euro jährlich für Deutschland hantieren. Auch wenn die Agenda 2000 Mittel für Beitrittsvorbereitung und Beitritt nur unzureichend zur Verfügung stellt (weil z.B. keine Gelder für Ausgleichszahlungen und Direktbeihilfen in der Landwirtschaft der Beitrittsländer vorgesehen sind), wie von den Partnern in Mitteleuropa und nicht zuletzt von der deutschen Opposition immer wieder kritisch bemerkt wird — selbst dann sind vollkommen überzogene Kostenszenarien ein fragwürdiger Beitrag zur Debatte.

Noch ein Wort zur berühmt-berüchtigten polnischen Landwirtschaft. Auf den ersten Blick sind die Fakten tatsächlich niederschmetternd: 26 % der Erwerbsbevölkerung ist in der Landwirtschaft beschäftigt, und die durchschnittliche Betriebsgröße beträgt 5 ha. Man hätte also theoretisch mit einer ungeheuren Zahl nicht konkurrenzfähiger bäuerlicher Kleinbetriebe zu tun, die alle nur auf Subventionen aus Brüssel warten. Die Wirklichkeit sieht zum Glück anders aus: An der Zahl von 26 % sind polnische Statistiker selbst schuld, die Anfang der neunziger Jahre in ihren ersten Angaben gegenüber der EU-Kommission fast jeden Polen, der ein Grundstück besitzt, egal, ob er darauf wirklich landwirtschaftliche Produkte zum Verkauf herstellt oder nicht, als Bauern qualifizierten. Der Anteil marktrelevanter Landwirte im westeuropäischen Sinn beträgt nach groben Schätzungen 11 % der arbeitenden Bevölkerung (das ist von einigen EU-Ländern gar nicht weit enfernt), der Rest sind Nebenerwerbsbauern, die höchstens für den Eigenbedarf produzieren, oder sogar einfach nur Gartenbesitzer.

Zu beachten ist hier auch die Tatsache, dass bisher die EU-Bauern fast über die gesamten neunziger Jahre mit fast allen MOE-Ländern einen hohen Handelsüberschuss aufweisen. Trotzdem ist natürlich die Restrukturierung der Landwirtschaft in Polen ein vordringliches Problem, das erhebliche Investitionen in die ländliche Infrastruktur und größere Anreize für neue Erwerbsmöglichkeiten erfordert. Aber auch hier sollte man sich vor allen Kostendebatten erst einmal die Alternativen vor Augen halten: Was passiert, wenn sich die Schere zwischen armen und reichen Regionen Polens und anderer Beitrittsländer noch weiter öffnet?

Die Götterdämmerung der Karolinger? Die Verwässerung der Integration

Fast ist es schon eine Binsenweisheit: Die demokratischen Revolutionen von 1989 sind fast alle tief mit den Nationalstaaten verbunden, in denen sie (im Gegensatz zur Moskauer Vorherrschaft oder, im Falle der DDR, zum kommunistischen Leugnen der Nation) 1989/90 passiert sind. Daher die in den letzten Jahren so populäre Forderung im Westen, man dürfe von den Mitteleuropäern bitte nicht verlangen, ihre Unabhängigkeit aufzugeben, die sie doch erst vor kurzer Zeit erkämpft haben. Manchmal wird dieser Aspekt auch von denjenigen in die Debatte eingebracht, die eigentlich verdächtigt werden, die Osterweiterung der EU, wenn nicht verlangsamen, dann doch eindeutig der »Vertiefung« unterordnen zu wollen. Teilelemente der Argumentation über den verständlichen Mangel an Souveränitäts-Teilungsfähigkeit finden sich z.B. bei Karl Lamers, dem außenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Fraktion und verbrieften Föderalisten.
 Jedenfalls verknüpft sich damit, besonders in Deutschland und Frankreich, manchmal die Befürchtung, Polen und seine Nachbarländer würden die Reihen der EU-internen Europaskeptiker, zu denen traditionell die Briten, Dänen und Schweden gehören, verstärken. Diese Einstellung ist oft kongruent mit einem europapolitischen Ideengebäude, das »rheinischen Kapitalismus«, eine starke Betonung der deutsch-französischen Achse, wenig Verständnis für Mitteleuropa generell und für dessen proamerikanische Einstellungen im Besonderen und eine gewisse Portion Nostalgie für das alte Europa der Sechs enthält. So mancher Vorschlag zur Bildung einer Avantgarde der Integration, zur verstärkten Zusammenarbeit oder wie auch immer zu bezeichnenden größeren Betonung unterschiedlicher Integrationsgeschwindigkeiten entspringt denn auch Befürchtungen, die Osterweiterung verwässere das Gesamtprojekt inhaltlich bis zur Unkenntlichkeit — nicht nur wegen der zukünftigen Zahl der Mitgliedsstaaten, sondern auch wegen deren nationalstaatlicher Grundorientierung.

Was wäre diesen Befürchtungen entgegen zu setzen? — Natürlich könnte man sich auf Stimmen aus dem Bereich der Kandidatenländer berufen, die keineswegs als im westeuropäischen Sinne europaskeptisch einzustufen sind. Z.B. gibt es von führenden polnischen Politikern durchaus positive und sogar konstruktive Reaktionen auf die Berliner Rede Bundesaußenminister Joschka Fischers vom 10. Mai 2000, in der er eine Europäische Föderation als strategisches Ziel des Integrationsprozesses definiert.
 Andererseits findet man, manchmal von denselben Politikern, Äußerungen, die jedes Klischee der »Karolinger« zu bestätigen scheinen: Außenminister Bartoszewski relativierte durch ein Interview
 vieles von dem, was er vorher an Konstruktivem über den Fischer-Vorstoß gesagt hatte.

Fest steht: Es gibt kein Zurück zum Europa der Sechs. Es gibt nicht einmal ein Stehenbleiben beim Europa der Fünfzehn. Die Gesellschaften und Eliten der neuen Demokratien Mittel- und Osteuropas müssen überzeugt werden, dass die Nationalstaaten im Zuschnitt des 19. Jahrhunderts ein Anachronismus sind — und dass gerade Mitteleuropas Nationen unter allen europäischen Staatensystemen vom Beginn der Moderne bis zum Völkerherbst 1989 am meisten gelitten haben. Das wird keine leichte Aufgabe für die Föderalisten des 21. Jahrhunderts. Aber auch keine unmögliche. Mit »karolingischen« Techniken allerdings wird man dabei nicht weit kommen. Man muss sich vielmehr auf die liberal-dynamischen, sehr angelsächsisch geprägten Denkmuster der kommenden Eliten dieser Länder einlassen und durch ein beherztes Angehen der EU-Reform, und sei es durch die Bildung einer Avantgarde, ein leuchtendes Beispiel setzen. Auch wenn eine verstärkte Zusammenarbeit in Mitteleuropa noch unbeliebt ist: Letzten Endes könnte sie — durch Beispielsetzung — das einzige Mittel sein, die Nachbarn im Osten von der Effizienz weiterer Vertiefungsschritte zu überzeugen.

Dabei ist unbestritten, dass eine in ihren Entscheidungsstrukturen (z.B. Mehrheitsabstimmungen im Rat) unreformierte Union allein durch eine Erweiterung der Zahl ihrer Mitgliedsstaaten an Handlungsfähigkeit einbüßen würde. In diesem Sinne hat die Fünfzehner-EU Hausaufgaben zu erledigen, die allerdings nicht bloß aus der Perspektive der Erweiterung ihre Dringlichkeit beziehen: Mehr Effizienz, Bürgernähe und Außenwirkung sind Ziele an sich, die nun höchstens unter einem gewissen Zeitdruck stehen. Aber ohne selbst auferlegten Zeitdruck ist in der Geschichte der Integration bekanntlich noch nichts voran gebracht worden. Eine nach einer angeblich überhasteten Osterweiterung handlungsunfähige EU wird aber nicht nur von »karolingischer« Seite an die Wand gemalt. Auch die Forderung, vor der Erweiterung müsse zwingend eine neue, schärfere Kompetenzabgrenzung der Institutionen stehen, die noch im Frühjahr 2000 von Edmund Stoiber und Friedrich Merz vorgebracht wurde, gründet vorgeblich auf solchen Befürchtungen. In Wirklichkeit steht sie mit der wachsenden Mitgliederzahl in keinem zwingenden Zusammenhang und ist daher von diesen Politikern auch aus dem Katalog der Vorbedingungen gestrichen worden.

Ihr da oben — wir hier unten: das Demokratiedefizit

Es gibt bei alledem in Teilen der deutschen Öffentlichkeit eine »Meta-Angst«, die im Laufe des Sommers 2000 bedrohliche Ausmaße angenommen zu haben scheint: Im Kern besagt sie, dass die Osterweiterung an sich ein Elitenprojekt ist, das in verschwörerischer Manier hinter dem Rücken der Bevölkerung und sogar gegen deren ureigenste Interessen durchgeführt wird — von einer Verschwörung aus Politikern, Großunternehmen und schuldbesessenen deutschen Gutmenschen. Diese Unterstellung wird lautstark geäußert von altbekannten antieuropäischen Populisten wie Jörg Haider, sie wird aber auch subtil suggeriert von weniger verdächtigen deutschen Politikern
 und nicht zuletzt gestützt von dem für die Osterweiterung zuständigen EU-Kommissar Günter Verheugen, der in einem Interview ein Referendum über diese Frage forderte und sich über den Mangel an echter Debatte seitens der politischen Eliten Westeuropas und insbesondere Deutschlands bitter beklagte.

Allerdings formuliert ein Nichtpolitiker, der bisher als eher »links« geltende österreichische Schriftsteller Josef Haslinger, das populäre Unbehagen an dem großen europäischen Projekt am prägnantesten: »Die Bürger, die bereit sind, dem Vorbild ihrer Politiker zu folgen und sich aktiv für die Ost-Erweiterung einzusetzen, sind schwer zu finden. Ich stoße jedoch häufig auf Menschen, die sich nicht weis machen lassen wollen, dass ihre harschen Urteile gegen Polen Vorurteile sind. Ich fürchte, was wir hier erleben, ist ein Anfang nur. Hier springt ein Zug aus dem Geleise. Die deutsche Politik ist in einem Wunschdenken befangen und nicht in der Lage, sich der Wirklichkeit zu stellen.«
 Dasselbe ließe sich übrigens — in der von Haslinger beschriebenen Optik — für praktisch jede europapolitische Grundsatzentscheidung seit dem Maastrichter Vertrag sagen, vor allem von der Währungsunion. Manche Westdeutsche würden auch noch die Deutsche Vereinigung von 1990, zumindest in ihren wirtschaftlichen Aspekten, dazu zählen.

Haslingers Pathos ist übertrieben. Seine Grundaussage, wie auch die meisten Aussagen Günter Verheugens, ist durchaus berechtigt. Es ist unendlich viel versäumt worden in den letzten Jahren. Das hat auch mit der Konfliktscheu zu tun, in der die deutsche politische Kultur — z.B. im Vergleich zur angelsächsischen — immer noch befangen ist, noch mehr aber mit dem aus der Bonner Republik stammenden Reflex deutscher Politik, außenpolitische Grundsatzfragen generell, und europapolitische besonders, ungern öffentlich zu diskutieren. Und es hat natürlich mit dem Tabu zu tun, mit dem hier zu Lande der Begriff »deutsche Interessen« belegt ist. Man wird allerdings nicht alle Zweifler, die in ihrer Ablehnung der Politik europäischer Regierungen der letzten zehn Jahre so weit geraten sind, überzeugen können. Selbstverständlich können Entscheidungsabläufe transparenter gemacht, das Image der EU-Kommission und der Bundesregierung verbessert und vor allem Kosten-Nutzen-Rechnungen für die Osterweiterung der EU präsentiert werden, wie in Abschnitt 5 beschrieben. Letzten Endes wird es aber darum gehen, Mehrheiten zu schaffen, und nicht darum, alle Skeptiker zu Enthusiasten zu machen. Gerade weil die Ängste vor der Osterweiterung oft nur ein Teil viel tieferer Ängste vor Veränderung, Modernisierung und Globalisierung
 sind, wird es so schwierig sein, gegen sie anzugehen.

Wahlkampfthema 2002?

Daran schließt sich die logische und wahrscheinlich sehr wichtige Frage an, ob im Bundestagswahlkampf 2002 die CDU/CSU-Opposition die Osterweiterung zum Wahlkampfthema machen wird. Hinweise gäbe es schon, und zwar könnte man neben den oben zitierten wiederholten Äußerungen des bayerischen Ministerpräsidenten, die einen Konflikt mit der Bundesregierung in dieser Frage zumindest nahelegen, auch an die Feststellung des Oppositionsführers im Bundestag, Friedrich Merz, vom März 2000 erinnern, in der er sagt, verschiedene Aspekte der Osterweiterung »... eignen sich für eine innenpolitische Auseinandersetzung wie kaum ein anderes Thema«
. Dass damit allerdings vor allem die Frage der Finanzierung, die der Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit Lettland, Litauen, der Slowakei, mit Rumänien und Bulgarien sowie (trotz erheblicher politischer und menschenrechtlicher Probleme) die offizielle Ernennung der Türkei zum Kandidaten für die Mitgliedschaft gemeint war — darüber wird meist geschwiegen. Jedenfalls wird inzwischen das Argument einer möglichen Instrumentalisierung der Osterweiterung im Bundestagswahlkampf 2002 von SPD-Politikern bei Gesprächen mit polnischen Partnern als Grund dafür genannt, dass die Bundesregierung vor 2003 keine Grundsatzentscheidung über die Aufnahme neuer Staaten in die EU treffen könne.
 Es gibt aber bisher ganz einfach keine stichhaltigen Beweise dafür, dass eine Erweiterung um eine Staatengruppe von fünf bis acht Ländern auf den entschiedenen Widerstand der Opposition stoßen würde.
 In Wirklichkeit gärt es in den Wählerschichten beider großer Volksparteien in Deutschland. Die Frage ist, ob es gelingt, die Osterweiterung in der Sache durchaus kontrovers zu diskutieren, also kein Tabu zu errichten, und gleichzeitig den Unwillen der Bürger abzuschwächen und nicht zu verstärken. Entscheidend dafür wird sein, was sich bei der Regierung und allen Parteien, Gewerkschaften etc. in den dazwischen liegenden zwei Jahren getan haben wird.

Was tun?

Viele der Ängste bezüglich der Osterweiterung der EU sind in Wirklichkeit Spiegelbilder ihrer Pendants auf mitteleuropäischer Seite. Auch dort scheint das deutsch-polnische Verhältnis eine ganz besondere Rolle zu spielen bei den Befürchtungen, die sich mit dem EU-Beitritt verbinden, vom »Ausverkauf polnischer Erde« (an die Deutschen, an wen sonst?) über die angebliche wirtschaftliche Kontrolle durch den reichen Nachbarn bis zum unterstellten Souveränitäts- und Identitätsverlust in einer besonders Deutschland zugeschriebenen föderal strukturierten Union mit überwiegend supranationalen Elementen. Und dort wie hier lautet eine der wichtigsten inhaltlichen Antworten auf die Ängste natürlich: Übergangszeiten und flexiblere Integration.

Und eine weitere Parallele: Bisher hat es bei den Politikern, in Polen wie in Deutschland, generell zwei Arten gegeben, mit dem Problem gesellschaftlicher Ängste umzugehen: Entweder man ignorierte das Problem — das wird man sich in Zukunft kaum noch leisten können —, oder man schrieb sich die Ängste auf die eigenen Fahnen, um Stimmen zu gewinnen. Das ist gefährlich (auch wenn bei der polnischen Präsidentenwahl 2000 die offen antieuropäischen Kandidaten zusammen unter 5 % blieben — die beschriebene Taktik ist auch im politischen mainstream noch keineswegs erledigt).

Die dritte und einzig richtige Methode, mit Ängsten in der eigenen Bevölkerung umzugehen, gibt es ansatzweise erst in den mitteleuropäischen Beitrittsländern selbst — und die Ansätze sind, z.B. in Polen, vielversprechend: eine gezielte Kampagne der Regierung zur Information der Öffentlichkeit. In Deutschland gibt es bisher noch keine erkennbaren gezielten Anstrengungen für eine solche Kampagne, obwohl von EU-Seite bereits 150 Millionen Euro für einen »Kommunikationsfonds« in den EU-Fünfzehn und den Beitrittsländern bereitgestellt worden sind.
 An dieser Kampagne müssten sich in Deutschland auch massiv die politischen Parteien, Gewerkschaften, Unternehmerverbände, Kirchen und Medien beteiligen. Ein Beispiel aus der jüngsten Vergangenheit wäre die Aufklärungs- und Werbekampagne für den Euro in der CDU in den Jahren 1997/98. Wichtig ist, dass vorhandene Ängste weder ignoriert noch instrumentalisiert werden. Natürlich ist es in Demokratien immer schwierig, Kosten und kurzfristige Nachteile mit langfristigen Vorteilen zu legitimieren. Aber der Versuch muss unternommen werden. Es gibt bereits zahlreiche systematische Darstellungen der Vorteile der Osterweiterung, die auch auf Sorgen und Ängste eingehen.
 An ihnen muss ständig gearbeitet werden. An einem bestimmten Punkt der Debatte muss dann aber auch diskutiert werden, was eigentlich passiert, wenn sich der Beitrittsprozess hinzieht: wie hoch die Kosten der Nicht-Erweiterung wären — im Sinne des Cecchini-Reports vom Ende der achtziger Jahre über die Nachteile, die durch ein Fehlen des Binnenmarktes entstünden. Im Falle der Osterweiterung wären die Folgen in den Beitrittsländern natürlich auch politisch: Schon jetzt sind die Bevölkerungen zunehmend frustriert durch eine als zögerlich bis arrogant empfundene Haltung der Westeuropäer. Die »Pro-Europäer« bekämen enorme Probleme. Noch greifbarer wären die wirtschaftlichen Aspekte: Die für die Jahre nach dem Beitritt erwarteten Direktinvestitionen blieben aus, was für ein Land wie Polen mit seinem hohen Leistungsbilanzdefizit katastrophale Folgen hätte.

Dabei wird die Janusköpfigkeit der Modernisierungszwänge im Rahmen des Erweiterungsprojekts so richtig deutlich: Nicht nur die Beitrittsländer Mitteleuropas müssen sich reformieren, um in die EU zu kommen. Auch in den alten Mitgliedsstaaten wird nichts mehr so sein wie früher. Wir brauchen bloß anscheinend länger, um das zu verstehen. Die Unsicherheit der Westeuropäer in der Frage, wie der strategische Fahrplan der Osterweiterung auszusehen hat, und die offensichtliche Unfähigkeit der Regierungen, zu Hause leadership zu zeigen, ihre Wähler zu überzeugen und auf EU-Ebene wirksame Reformen anzupacken, sind inzwischen zu festen Bestandteilen der Millenniums-Malaise in der europäischen Integration geworden. In der einen wie in der anderen Frage werden sich zunächst die Eliten am eigenen Schopf aus dem Sumpf ziehen und ihre Angst vor der Angst der eigenen Bevölkerungen überwinden müssen. Sonst riskiert Europa tatsächlich seine Seele.
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